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Hinweis. 


52Ä 


Gesetz über den Verkehr mit Düngemitteln 
(Düngemittelgesetz) 

Vom 14. August 1962 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 


(1) Düngemitte! im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Stoffe, die dazu bestimmt: sind, unmittelbar 
oder mittelbar Nutzpflanzen zugeführt zu 
werden, um ihr Wachstum zu fördern oder 
ihren Ertrag zu erhöhen oder seine Quali¬ 
tät zu verbessern, 

2. B o d e n i ni p km i 1 1. o 1 u n d B oden wi rkstoffe . 

(2) Ausgenommen sind 

!. Wasser, 

2. POanzensduii.zmittel mit düngender Neben¬ 
wirkung, 

3. Stallmist, Jauche, Kompost und andere 
Wirlsdiuflsdüngcr, Torf, Schlicüc und Sied- 
lungsablalle wie Müll, A.bwässer, Klär¬ 
schlamm und Fäkalien, unvermischt oder 
miteinander oder mit Wasser vermischt, 

4. Aufbereitungshilfsmittel für organische 
Dünge r. 

§ 2 

(1) Düngemitlcl dürfen gewerbsmäßig nur ange- 
boten, feil geheilten, verkauft oder sonst in den Ver¬ 
kehr gebracht werden, wenn sie einem Düngemittel- 
typ entsprechen, der durch Rechts Verordnung nach 
§ 3 zu gelassen ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. für Düngemittel, die zur Lieferung in Ge¬ 
biete außerhalb des Geltungsbereiches die¬ 
ses Gesetzes bestimmt sind, 

2. für Blumendünger, wenn sie mit der An¬ 
gabe „Blumendünger", und für Rasendün¬ 
ger, wenn sic mit der Angabe „Rasendün¬ 
ger" gekennzeichnet sind. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt¬ 
schaft und Forsten (Bundesminister) läßt durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Typen von Düngemitteln zu, die 


1. geeignet sind, das Wachstum von Nutzpflan¬ 
zen wesentlich zu fördern oder ihren Ertrag 
Wesentlich zu erhöhen oder seine Qualität 
wesentlich zu verbessern, und 

2. bei sachgerechter Anwendung die Frucht¬ 
barkeit des Bodens oder die Gesundheit 
von Menschen oder Haustieren nicht schä¬ 
digen können. 

(2) Die Düngemitteltypen sind in der Rechtsver¬ 
ordnung nach dem Gehalt an wertbestimmenden 
Bestandteilen mit den zulässigen Abweichungen 
festzulegen. Außerdem können hierbei die sonst für 
die Anwendung wesentlichen Eigenschaften, die 
Zusammensetzung, die Art der Herstellung und der 
Wirkung und die äußeren Merkmale zugrunde ge¬ 
legt werden. 

(3) Der Bundesminister hat in der Rechtsverord- 
nung einzelne Düngemittel, die wegen ihrer Neben¬ 
bestandteile gesundheitliche Gefahren für Menschen 
ode 1 Haustiere mit sich bringen können, von der 
Zulassung auszuschließen oder für den Gehalt an 
bestimmten Nebenbestandteilen Höchstmengen fest¬ 
zusetzen. Er kann ferner zum Schutze des Verbrau¬ 
chers vorschreiben, daß Düngemittel nur in Packun¬ 
gen oder Behältnissen von bestimmter Art und mit 
bestimmter Kennzeichnung in den Verkehr gebracht 
werden dürfen. 

§ 4 

(1) Wer ein Düngemittel eines durch Rechtsver- 
ordnung nach § 3 Abs. 1 zugelassenen Typs gewerbs¬ 
mäßig veräußert, hat dem Erwerber schriftlich an¬ 
zugeben 

1. spätestens bei der Übergabe 

a) den Namen oder die Firma und die An¬ 
schrift des Herstellers oder des Ver¬ 
triebsunternehmens, 

b) den Düngemitteltyp mit den in der 
Rechtsverordnung nach § 3 festgelegten 
wertbestimmenden Bestandteilen, 

2. spätestens bei der Rechnungserteilung den 
tatsächlichen Gehalt an wertbestimmenden 
Bestandteilen, sofern es sich um ein mine¬ 
ralisches Düngemittel handelt. 
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(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, daß der Veräußerer bei der Über¬ 
gabe oder Rechnungserleilung weitere, für die 
sachgerechte Anwendung des Düngemittels wesent¬ 
liche Angaben schriftlich zu machen hat. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die in 
§ 2 Abs. 2 bezcichneten Düngemittel sowie für 
Mengen unter 50 kg mit Ausnahme von Bodenimpf- 
mitteln, Bodenwirkstoffen und Düngemitteln, die 
nur Spurennährstoffe enthalten. 

§ 5 

(1) Soweit cs zur Überwachung des Verkehrs mit 
Düngemitteln erforderlich ist, können die von der 
Landesregierung bestimmten Behörden bei Betrie¬ 
ben, die Düngemittel anbieten, feilhalten, verkaufen 
oder sonst in den Verkehr bringen, 

1. Proben fordern oder entnehmen, 

2. Auskunft über die Herkunft der Bestände 
verlangen, aus denen die Proben entnom¬ 
men sind, 

3. geschäftliche Unterlagen einsehen und 
prüfen. 

(2) Personen, die von der zuständigen Behörde 
beauftragt worden sind, Proben zu fordern oder zu 
entnehmen, Auskünfte zu verlangen oder geschäft¬ 
liche Unterlagen einzusehen oder zu prüfen, dürfen 
die Geschäftsräume und -grundstücke betreten. 

(3) Die Inhaber der Betriebe oder deren Vertreter 
sind verpflichtet, die geforderten Proben zu geben 
oder entnehmen zu lassen, die verlangten Auskünfte 
zu erteilen, die geschäftlichen Unterlagen vorzu¬ 
legen und ihre Prüfung sowie das Betreten von 
Geschäftsräumen und -grundstücken zu dulden. Das 
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit ein¬ 
geschränkt. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 6 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, insbesondere ein 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als mit Auf gelben auf Grund dieses 
Gesetzes beauftragter Verwaltungsangehöriger oder 
Sachverständiger bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in Ab¬ 
sicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, oder verwertet er das 
Geheimnis unbefugt, so ist die Strafe Gefängnis bis 
zu zwei Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. 


(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen dem Verbot des § 2 Düngemittel 
gewerbsmäßig anbietet, feilhält, verkauft 
oder sonst in den Verkehr bringt, 

2. die durch § 4 Abs. 1 vorgeschriebenen 
schriftlichen Angaben unterläßt, 

3. die sich aus § 5 Abs. 3 ergebenden Pflichten 
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ordnungs¬ 
mäßig erfüllt, 

4. einer Vorschrift einer nach § 3 Abs. 3 oder 
nach § 4 Abs. 2 erlassenen Rechtsverord¬ 
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver¬ 
ordnung auf diese Bußgeldvorschrift ver- 

•weist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld¬ 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 5000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

(3) Düngemittel, die Gegenstand einer Zuwider¬ 
handlung nach Absatz 1 Nr. 1 oder 4 in Verbindung 
mit § 3 Abs. 3 sind, können eingezogen werden. 
§ 18 Abs. 4, §§ 19 bis 26 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten gelten entsprechend. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver¬ 
jährt in zwei Jahren. 


§ 8 

Für Düngemittel, deren gewerbsmäßige Herstel¬ 
lung und gewerbsmäßiger Absatz nach der Verord¬ 
nung über künstliche Düngemittel vom 3. August 
1918 (Reichsgesetzbl. S. 999), zuletzt geändert durch 
die Verordnung über künstliche Düngemittel vom 
17. April 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 415), genehmigt 
worden sind, gelten die Beschränkungen des § 2 
Abs. 1 nicht während der Geltungsdauer der Geneh¬ 
migung. Die Genehmigung erlischt spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. Bis zum 
Erlöschen der Genehmigung hat der Veräußerer bei 
der Übergabe die in der Genehmigung festgesetzten 
Bezeichnungen und wertbestimmenden Bestandteile 
anzugeben; § 4 Abs. 1 findet insoweit keine An¬ 
wendung. 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord¬ 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
überlcitungsgesetzes. 
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§ 10 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 3 
und 4 Abs. 2 drei Monate nach dem Tage der Ver¬ 
kündung in Kraft. Gleich zeitig treten die Verordnung 
über künstliche Düngemittel vom 3. August 1918 
(Reichs ge setz bl. S. 999), zuletzt geändert durch die 
Verordnung über künstliche Düngemittel vom 


Die verfassungsmäßig 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gese 


17. April 1924 (ReichsgesetzbL I S. 415), und die Be¬ 
kanntmachung über Garten- und Blumendünger vom 
1. April 1926 (Reichsanzeiger Nr. 79 vom 6. April 
1926) sowie alle weiteren zur Durchführung, Ände¬ 
rung oder Ergänzung ergangenen Vorschriften außer 
Kraft. 

(2) §§ 3 und 4 Abs. 2 dieses Gesetzes treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Rechte des Bundesrates 
wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 14. August 1962 


Der Bundespräsident 
L, ü b k e 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 
Strauß 


Der Bundes minister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Schwarz 
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Verordnung über Getränkeschankanlagen 
(Getränkeschankanlagenverordnung) 

Vom 14. August 1962 


Auf Grund des § 24 und des § 24 d Satz 3 ucr 
Gewerbeordnung, zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des ArzneünUtelgesetzes vom 
25. .Juli 1961 (BundesgosetzbL 1 S. 1076), verordnet 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rales: 

§ 1 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für Getränkeschank¬ 
anlagen, die gewerblichen Zwecken dienen. Sie gilt 
auch für Anlagen, die nicht gewerblichen Zwecken 
dienen, sofern die Anlagen im Rahmen wirtschaft¬ 
licher Unternehmungen Verwendung finden oder 
soweit es der Arbeitsschutz erfordert. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Anlagen zum 
Ausschank,von Heil wässern, von Milch, Magermilch 
und Buttermilch. Sie gilt ferner nicht für Anlagen 
zum Ausschank von heißen Getränken, mit Aus- 
nah m e der Getränkeautumaien. 

§ 2 

Begriff she sti mmu ng 

(1) Getränkeschankanlagen im Sinne dieser Ver¬ 
ordnung sind Anlagen, durch die unter Verwendung 
eines dem Getränk ebehälter von außen zugeführten 
oder durch Pumpe erzeugten För der drucks oder 
unter Verwendung von Leitungen Getränke ausge¬ 
schenkt werden; zu den Getränkeschankanlagen ge¬ 
hören auch Schanktische und Spülvorrichtungen so¬ 
wie Räume, in denen die an die Getränke- 
Iei langen angesdilossenen Getränkebehälter lagern. 

(2j Zu den Anlagen nach. Absatz 1 gehören ins¬ 
besondere die Getränke lei tun gen einschließlich der 
P rü t vorrieh tu n gen, die Anstichvorr ich tung en, Drei- 
w e g 1 i ahne, Mi s cl ia g g re cj a t e, K üh 1 v o rrichtungen, 
Zapfarmaturen, Druckleitungen, Druckmesser, Rück- 
s chlags iche ru ng en u n d D ru ckrn i ndor er e i n s eh 1 i e ßl i ch 
der Sicher hei ts- und Absperrventile. 

(3) Zur Getränkeschankanlüge gehören nicht die 
Di uckgashehäl ter. 

§ 3 

Technische Vorschriften und Regeln der Technik 

Getränkeschankanlagen müssen nach den lür sie 
auf Grund des § 24 Abs. 1 Nr. 3 der Gewerbeordnung 
erlassenen technischen Vorschriften und im übrigen 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
errichtet und betrieben werden. 

§ 4 

Getränkeförderung 

Der Fördernd ruck darf nur durch Kohlensäure oder 
F1 ü s si g keüspumpen crzeugt w erden. 


§ 5 

Erlaubnis 

(1) Der Betrieb einer Getränkeschankanlage so¬ 
wie jede wesentliche Änderung einer in Betrieb 
genommenen Getränkeschankanlage bedürfen der 
Erlaubnis der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
(Erlaubnisbehörd e). 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Ge¬ 
tränkeschankanlage den Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung entspricht und durch den Betrieb der Ge¬ 
tränkeschankanlage Gefahren für die Beschäftigten 
und Dritte nicht zu befürchten sind. Die Erlaubnis 
kann zum Schutze der Beschäftigten und Dritter 
vor Gefahren beschränkt, befristet und mit Auflagen 
verbunden werden. 

(3) Eine wesentliche Änderung im Sinne dieser 
Verordnung liegt insbesondere vor bei 

1. Einbau zusätzlicher Getränkeleitungcn oder 
Leitangsabzweigungen, 

2. Einbau von Druckminderern, Sicherheits¬ 
ventilen oder Prüfvorrichtungen, 

3. Auswechselung des Schanktisches. 

(4) Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis ist 
schriftlich zu stellen. Dem Antrag sind Unterlagen 
beizufügen, aus denen. Anordnung, Aufbau und Ar¬ 
beitsweise der Getränkeschankanlage sowie Art 
und Beschaffenheit der Werkstoffe und Anlageteile 
ersichtlich sind; die Getränkeart ist anzugeben. 

§ 6 

Anzeigepfüdit für Getränkeschankanlagen 
zum vorübergell enden Betrieb 

Der Betrieb einer Getränkeschankanlage auf 
Jahrmärkten, Volksfesten oder ähnlichen Veranstal¬ 
tungen von vorübergehender Dauer sowie wesent¬ 
liche Änderungen an einer solchen Getränkeschank¬ 
anlage bedürfen nicht der Erlaubnis. Die Getränke¬ 
schankanlage darf nur in Betrieb genommen 
werden, wenn die Absicht der Inbetriebnahme der 
Eriaubnishehörde spätestens drei Tage vorher 
schriftlich angezeigt worden ist. 

§ 7 

Anzeigepfüdit für Getränkeautomaten 

Der Betrieb eines Getränkeautomaten bedarf nicht 
der Erlaubnis. Der Getränkeautomat darf nur m 
Betrieb genommen werden, wenn die Absicht der 
Inbetriebnahme der Erlaubnisbehörde schriftlich 
angezeigt worden ist. 

§ 8 

Zulassung 

(1) Druckminderer, Sicherheitsventile, Rückschlag¬ 
sicherungen, Flähne für Getränkeleitungen, Zapf- 



562 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1962, Teil I 


bühne, Zap(gerate, Mischaggregate, Prüfvorrichtun¬ 
gen, Leilungs- und Fußanschlußteile, Getränke¬ 
automaten, Fiüssigkeitspumpen und Reinigungs- 
vorridil ungen dürfen nur verwendet werden, wenn 
die Bauart auf Antrag des Herstellers oder Ein¬ 
führers von der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde (Zulassungsbehörde) zugelassen ist und 
die Anlage teile mit einem Zeichen und einer 
Nummer versehen sind, die von der Zulassungs¬ 
behörde bestimmt werden. 

(2) Der Antragsteller hat den Anlageteil auf seine 
Kosten durch die von der zuständigen obersten 
Landesbehörde anerkannte Prüfstelle prüfen zu 
lassen. Der Antragsteller hat der Prüfstelle eine 
Schnittzeidinung, eine Baubeschreibung und eine Be¬ 
schreibung der Arbeitsweise des Anlagcteils in je 
drei Stücken sowie ein Musterstück, auf Verlangen 
der Prüfstelle mehrere Musterstücke, cinzurcichen. 

(3) Die Prüfstelle hat den Getränkeschankanlagen¬ 
ausschuß anziihöreiT. Sie teilt der Zulassungsbehörde 
das Ergebnis der Prüfung mit einem Vorschlag für 
das Zeichen und die Nummer mit. 

(4) Die Zulassung ist zu erteilen, wenn der An¬ 
lageteil nach seiner Bauart, einschließlich der Art 
der Ausführung, den Anforderungen dieser Verord¬ 
nung entspricht. Die Zulassung kann beschränkt, 
befristet und unter Auflagen und Bedingungen er¬ 
teilt werden. Die Zulassungsbehörde übersendet 
dem Getränkeschankanlagenausschuß eine Abschrift 
ihrer Hutscheidüng. 

(5) Die Zulassungsbehörde kann bei der Zu¬ 
lassung von Getränkeautomaten und Zapfgeräten 
aus besonderen Gründen Ausnahmen von der Vor¬ 
schrift des § 4 gewähren, wenn der Schutz der Be¬ 
schäftigten und Dritter gewährleistet ist. 

(6) Reinigungsmittel für Anlageteile, die mit Ge¬ 
tränken in Berührung kommen, dürfen nur ver¬ 
wendet werden, wenn sie auf Antrag des Her¬ 
stellers oder Einführers von der Zulassungsbehörde 
zugelassen sind und ihre Verpackung mit einem 
Zeichen und einer Nummer versehen ist, die von 
der Zulassungsbehörde bestimmt werden; die Ab¬ 
sätze 2 bis 4 finden entsprechende Anwendung. 
Reinigungsmittel, die in den technischen Vorschrif¬ 
ten ausdrücklich zugelassen sind, bedürfen keiner 
Zulassung nach Satz 1. 

§ 9 

Reinigung 

(1) Die Getränkeschankanlagen sind sauber zu 
halten, 

(2) Anlageteile, die abwechselnd mit Getränken 
und mit der Luft in Berührung kommen, sind täglich 
mindestens einmal zu reinigen. 

(3) Die Getränkeleitungen einschließlich ihrer Zu¬ 
behörteile sind vor Inbetriebnahme, unverzüglich 
nach Außerbetriebnahme und bei Wechsel der 
Getränkeart, Bierleitungen mindestens alle 14 Tage, 
zu reinigen. 

(4) Die An st ich Vorrichtungen sind unverzüglich 
nach Herausnahme aus dem Faß zu reinigen. 


§ 10 

Abnahme und Überwachung 

(1) Erlaubnisbedürftige Getränkeschankanlagen 
unterliegen 

1. vor Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb 
einer Abnahmeprüfung, 

2. nach Inbetriebnahme, mindestens einmal 
jährlich, Prüfungen, deren Termin im 
voraus nicht bekanntgegeben wird, 

3. aus besonderem Anlaß Prüfungen, die die 
zuständige Behörde anordnet. 

(2) Getränkeschankanlagen nach §§ 6 und 7 unter¬ 
liegen Prüfungen nach behördlicher Anordnung, 

(3) Die Prüfungen nimmt die nach Landesrecht 
zuständige Behörde (Überwaehungsbehörde) vor. 

§ 11 

Betriebsbuch 

(1) Wer eine Getränkeschankanlage betreibt, hat 
ein Betriebsbuch nach dem in der Anlage enthalte¬ 
nen Muster zu führen und das Buch an der Betrieb¬ 
stätte aufzubewahren. Er hat nach jeder Reinigung 
von Getränkeleitungen unverzüglich den Tag und 
die Art der Reinigung und die gereinigte Leitung 
in das Betriebsbuch einzutragen und die Eintragung 
durch denjenigen schriftlich bestätigen zu lassen, 
der die Leitung gereinigt hat. 

(2) Wer einen Getränkeautomaten betreibt, hat 
ferner einen Abdruck der Zulassungsurkunde sowie 
die Bedienungs- und Reinigungsanleitung an der 
Betriebstätte aufzubewahren. 

§ 12 

Zuständige Behörden für Anlagen auf Seeschiffen 

Erlaubnis-, Üherwachungs- und Aufsichtsbehörde 
für Getränkeschankanlagen an Bord von Seeschiffen 
ist die nach §§ 102 und 102 a des Seemannsgesetzes 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Seemannsgesetzes vom 25. August 
1961 (Bundesgesetzbl. II S. 1391) zuständige Be¬ 
hörde. 

§ 13 

Tedmischer Ausschuß 

(1) Bei dem. Bundesminister für Wirtschaft wird 
der Deutsche Ausschuß für Getränkeschankanlagen 
(Cetränkeschankanlagenausschuß) gebildet. Er setzt 
sich aus folgenden sachverständigen Mitgliedern 
zusammen: 

1 Vertreter des Bundesrninisters für Wirt¬ 
schaft, 

1 Vertreter des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung, 

1 Vertreter des Bundesministers für Gesund¬ 
heitswesen, 

9 Vertretern der Landesregierungen aus den 
fachlich beteiligten Ressorts, darunter einem 
Vertreter des Senats von Berlin, 

1 Vertreter der Prüfstelle, 

1 Vertreter der Wissenschaft, 
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4 Vertretern der Hersteller, 

2 Vertretern des Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes, 

1 Vertreter des Deutschen Brauerbundes, 

1 Vertreter des Deutschen Braumeister- und 
Malzmeisterbundes, 

1 Vertreter der Reiniger und Instandhalter, 

1 Vertreter der Träger der gesetzlichen Un¬ 
fallversicherung, 

1 Vertreter der Gewerkschaften. 

(2) Der Bundesininister für Wirtschaft beruft die 
Mitglieder des Ausschusses und für jedes Mitglied 
einen Stellvertreter. Die Vertreter der Landes¬ 
regierungen und ihre Stellvertreter beruft er auf 
Vorschlag des Bundesrates. 

(3) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung 
und wählt den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die 
Geschäftsordnung und die Wahl des Vorsitzenden 
bedürfen der Zustimmung des Bundesministers für 
Wirtschaft. 

( 4 ) Die Mitglieder des Ausschusses und ihre 
Stellvertreter üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

§ 14 

Übergangsbestimmungen 

(1) Die Getränkeschankanlagen müssen bis zum 
Erlaß der technischen Vorschriften auf Grund des 
§ 24 Abs. 1 Nr. 3 der Gewerbeordnung nach den 
technischen Grundsätzen für Einrichtung und Betrieb 
von Getränkeschankanlagen vom 16. Dezember 1941 
(Ministerialblatt des Reichswirtschaftsministeriums 
S. 464), geändert durch die Bekanntmachungen des 
Bundesministers für Wirtschaft vom 3. Januar 1952 
(Ministerialblatt des Bundesministers für Wirtschaft 
S. 12) und vom 20. Juni 1952 (Ministerialblatt des 
Bundesministers für Wirtschaft S. 185), errichtet und 
betrieben, werden. Die zuständige Behörde kann aus 
besonderen Gründen Ausnahmen zulassen, wenn 
der Schutz der Beschalliglen und Dritter gewähr¬ 
leistet ist. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung er¬ 
teilte Erlaubnis gilt als Erlaubnis im Sinne dieser 
Verordnung. Auf Grund dieser Verordnung kann 
die Erlaubnisbehörde nachträglich Auflagen anord¬ 
nen, wenn dies zur Verhütung oder Beseitigung von 
Gefahren für Leben oder Gesundheit der Beschäf¬ 
tigten und Dritter notwendig ist. 

(3) Ist vor Inkrafttreten dieser Verordnung eine 
Getränkeschankanlage ohne behördliche Erlaubnis 
in Betrieb genommen oder wesentlich geändert wor¬ 
den, so darf die Anlage auf die Dauer von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung ohne 
Erlaubnis weiter betrieben werden. Wird innerhalb 
dieses Zeitraumes ein Antrag nach § 5 gestellt, so 
darf die Anlage bis zur Entscheidung über diesen 
Antrag weiter betrieben weiden. 

(4) Ist vor Inkrafttreten dieser Verordnung ein ! 
Getränkeautomat in Betrieb genommen worden, so | 
darf er nach Ablauf von drei Monaten nach Inkraft- j 
treten dieser Verordnung nur weiter betrieben j 
werden, wenn die Absicht der Fortführung des Be- | 


triebes der Erlaubnisbehörde schriftlich angezeigt 
worden ist. Absatz 2 Satz 2 findet Anwendung. 

(5) Eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung er¬ 
teilte Zulassung gilt als Zulassung im Sinne des § 8 
dieser Verordnung. Die Zulassung kann zurück- 
genommen werden, wenn dies zur Verhütung oder 
Beseitigung von Gefahren für Leben oder Gesund¬ 
heit der Beschäftigten und Dritter notwendig ist. 

(6) Auf Anlageteile, die nach der Polizeiverord¬ 
nung über Getränkeschankanlagen vom 22. Oktober 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 676) ohne Zulassung ver¬ 
wendet werden durften, ist § 8 Abs. 1 bis zum 
31. Dezember 1964 nicht anzuwenden. Auf Getränke¬ 
automaten, die nach der Polizeiverordnung über 
Getränkeschankanlagen ohne Zulassung verwendet 
werden durften und die vor dem 31. August 1962 
hergestellt worden sind, ist § 8 Abs. 1 nicht anzu¬ 
wenden. Denjenigen, die diese Anlageteile, ein¬ 
schließlich der Getränkeautomaten, verwenden, kön¬ 
nen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 2 Auflagen erteilt werden. 

(7) Bis zum Ablauf von sechs Monaten nach In¬ 
krafttreten dieser Verordnung darf an Stelle des 
Betriebsbuches der Anlage ein Prüfungsbuch nach 
§ 7 Abs. 2 der Polizei Verordnung über Getränke¬ 
schankanlagen geführt werden. 

§ 15 

Straftaten 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. der Vorschrift des § 4 über die Getränke¬ 
förderung zuwiderhandelt, 

2. eine Getränkeschankanlage ohne die nach 
§ 5 Abs. 1 erforderliche Erlaubnis betreibt 
oder wesentlich ändert , 

3. eine Getränkeschankanlage auf Jahrmärk¬ 
ten, Volksfesten oder ähnlichen Veranstal¬ 
tungen von vorübergehender Dauer ohne 
die nach § 6 Satz 2 erforderliche Anzeige 
betreibt, 

4. einen Getränkeautomaten ohne die nach 
§ 7 Satz 2 oder nach § 14 Abs. 4 Satz 1 er¬ 
forderliche Anzeige betreibt, 

5. entgegen § 8 Abs. 1 ein Anlageteil verwen¬ 
det, dessen Bauart nicht zugelassen ist, 

6. entgegen § 8 Abs. 6 ein Reinigungsmittel 
verwendet, das nicht zugelassen ist, 

7. den Vorschriften des § 9 Abs. 2 bis 4 über 
die Reinigung der Getränkeschankanlagen 
zuwiderhandelt, 

8. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1 kein Betriebs¬ 
buch nach dem vorgeschriebenen Muster 
führt, 

9. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 2 die Reinigung 
von Getränkeleitungen nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig in das Betriebsbuch 
einträgt, 

10. entgegen § 11 Abs. 2 den Abdruck der Zu¬ 
lassungsurkunde oder die Bedienungs- und 
Reinigungsanleitung nicht an der Betrieb¬ 
stätte aufbewahrt oder 
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11. einer schriftlichen Auflage nach § 5 Abs. 2 
Satz 2 r § 14 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2 
oder Abs. 6 Satz 3 nicht nachkommt, 

wird nach § 148 Abs. 1 Nr. 2 der Gewerbeordnung 
bestraft. 

(2) Wer durch die Tat vorsätzlich oder leicht¬ 
fertig Leben oder Gesundheit von Menschen gefähr¬ 
det, wird nach § 147 Abs. 1 Nr. 2 a der Gewerbeord¬ 
nung bestraft. 

(3) Eine Zuwiderhandlung nach Absatz 1 Nr. 11 
ist nur strafbar, wenn in der Auflage ausdrücklich 
auf die StralVorschriften clor Gewerbeordnung ver¬ 
wiesen ist. 

§ 16 

Ermächtigung zum Erlaß technischer Vorschriften 

Die Ermächtigung zum Erlaß technischer Vor¬ 
schriften für Getränkeschankanlagen nach § 24 
Abs. 1 Nr. 3 der Gewerbeordnung wird auf den 
Bundesminister für Wirtschaft übertragen. 


§ 17 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel XIV des Vier¬ 
ten Bundesgesetzes zur Änderung der Gewerbe¬ 
ordnung vom 5. Februar 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 61) auch im Land Berlin. 

§ 18 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt einen Monat nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Polizeiverordnung über 
Getränkeschankanlagen vom 22. Oktober 1941 
{Reichsgesetzbl. I S. 676) außer . Kraft, soweit sie 
nicht bereits außer Kraft getreten ist. 


Bonn, den 14. August 1962 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

B1 ank 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
Dr. Schwarzhaupt 
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Anlage 
(zu § 11) 


Betriebsbuch 

für eine 

Getränkeschankanlage 
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Bezeichnung des Betriebes und Betriebsortes 


Name des Unternehmers 


Bei Wechsel des Unternehmers 

Name des Unternehmers . seit 

Name des Unternehmers . seit 


Name des Unternehmers 


seit 
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sm 


Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zum Betrieb einer Getränkesdiankanlage 


den 


An 


in 


Belr.: Erlaubnis zum Betrieb einer Getränkeschankanlage 

Ich beantrage, mir nach § 5 der Getränkeschankanlagenverordnung die Erlaubnis zum Betrieb einer 
Getränkeschankanlage zu erteilen. 

Die Getränkeschankanlage soll bei . 

(Name) 


(Oil) (Straße, Nr.) 

be t r i ehen we rde n. 


(Name oder Firma des Unternehmers in Blockschrift) 


(Ort) 


(Straße, Nr.) 


Art und Beschreibung der Anlage 
(Gilt nicht für Getränkeautomaten) 


I. Art der Anlage 

1. Bierschankanlage 

2. Sonstige Anlage . 

3. Zafliberal ... . 

(Zul.-ZoidKMi (Herst.-Ni.) (Typenbez.) (Art ä. Go.tr. - 

iii>d Nummer) BohfiHnr#| 


4 , 
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II. Beschreibung der Anlage 

1. Zahl und Art der Gel ruukeleil.ungen 

2. Zahl der LeiUrngsabzweigungen. 

Zulassungszeichen und Nummer . 

3. Zahl der Zapfhähne . 

4. Art der Prüfvorrichlunejen . 

Zul.-Zeichen und Nuinmor . 


5. Sieh er h ei tsv orri ch Lun g e n 


a) Druckminderer 


Zul.-Zeichen 
und Nummer 

Hersteller 

Her st el tun g snummer 
und -jahr 

Typen- 

bezeichnurig 

1. 




2.. 


. 


3. 









b) Sicherhei tsvenü 1 c 


Zul.-Zeichen 
und Nummer 

Hersteller 

Herstellungsn umm er 
und -jahr 

Typen¬ 

bezeichnung 

1.. j 




2.1 




3. 




1 





c) Rück sch Ja gsicherungen 

Anzahl . Art 

Zul.-Zeichen und. Nummer . 


d) Druckmesser 
Anzahl. 


Meßbereich 


atü, zulässiger Betriebsüberdruck 


atii 
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Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zum Betrieb einer Getränkeschankanlage 

(Durchschrift) 


den 


An 


in 


Betr.: Erlaubnis zum Betrieb einer Getränkeschankanlage 

Ich beantrage, mir nach § 5 der Getränkeschankanlagenverordnung die Erlaubnis zum Betrieb einer 
Getränkeschankanlage zu erteilen. 

Die Getränkeschankanlage soll bei. 

(Name) 


betrieben werden. 


(O.t) 


(Stxulie, Nr.) 


(Name oder Firma des Unternehmers in Blockschrift) 


(Ort) 


(Straße, Nr.) 


Art und Beschreibung der Anlage 

(Gilt nicht für Getränkeautomaten) 


I. Art der Anlage 

1. Bierschankanlage 

2. Sonstige Anlage . 

3. Zapf gerat .. 

(Zu).~Zeif:hen (Horst.-Nr.) (Typcnbcz.) 

lind Nummer) 


4. 


(Art d. Getr.- 
Beha Ilers) 
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II. Beschreibung der Anlage 

1. Zahl und Art der Getrankeleilungen 

2. Zahl der Leitungsabzweigungen . 

Zulassungszeicben und Nummer . 

3. Zahl der Zapfhähne . 

4. Art der Prüfvorrichtungen . 

Zul.-Zeichen und Nummer . 



5. Sicherheitsvorrichtungen 


a) Druckminderer 


Zul,-Zeichen 
und Nummer 

Hersteller 

Herstellungsnummer 
und -jahr 

Typen¬ 

bezeichnung 

1. 




9 




3 









b) Sicherheitsventile 


Zul,-Zeichen 
und Nummer 

Hersteller 

Herstellungsnummer 
und -jahr 

Typen¬ 

bezeichnung 

1. 


. . i 


2. 




3. 








c) Rückschlagsicherungen 

Anzahl . Art 

Zul.-Zeichen und Nummer . 


d) Druckmesser 

Anzahl ., Meßbereich . atü r zulässiger Betriebsüberdruck; . atti 
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Niederschrift über die Abnahmeprüfung 

(gilt nicht für Getränkeautomaten} 


Anwesend: . 

1. Gel ränkearl: 


2. Der P o r d i > r d r uek wird du ich Koh 1 ensäure — E1 üssigkei tspumpc — . 

erzeug!. 

3. 1) i e D ru< k t u (*sse r Im b e n e :i n c> Sk a I enei n lei Jung von . bis . alü und bei . atu 

Überdruck eine de ul liehe role Marke. Sie können von der Schank stelle aus — durch Z wischen druck- 
mosser —- nicht beobachtet werden. Sie geben zu — keinen — folgenden — Beanstandungen 
Anlaß: . 


4. Z i rr Anlage gehören . Go I.rä n k e 1 ei tun ge n mit .. Leitungsabzweigungen. 

Work sl oll den' Ltd tun gen . 

Die Gel. ranke! ei tun gen sind -- nicht . vorschriftsmäßig verlegt und — nicht — laufend beziffert und 

haben einem 'inneren Durchmesser von .. mm. 

5. Die Prüfvorrid i1 11 ngc■ n lragern die in cler Beschreibung auf Seite 4 angegebene Kennzeichnirng. Sie geben 

zu keinen -- folgenden ■■■. Beanstandungen Anlaß: .... .. 


6. Die K ü! (I v o r r ich lun q bcs! e h 1 a u s z y 1 in d r j s ch •— fl a ch — ge Wickel Len S chl a ng e n mit — m a s dun e 11 e r. — 

Bis Raum — Kühlung. 

7. Die G o l r ä n k el > o 1 hi i I er w c:rden im Ke !. 1 er --- Erd geschoß — Ncbenraum — unter d er Schan kste 11 e — auf- 

hewahrt. 

8. Die Schank sl.u11o(u) und die Spülvorrichtung befinden sich für Gäste — nicht — sichtbar im . 


9. Druckminderer, Sicherheitsventile und Rück schlag Sicherungen tragen die in der Beschreibung auf Seile 4 
a n g e g e l > e n e Ko. n n z eich n un g. Sie g eb e n zu — keinen — f olgen d en — B e an st and un g en Anlaß: . 


10. Die Kohlensüureflascbe(n) ist — sind — nicht — befestigt und — nicht — gegen Wärmeeinwirkung 
geschützt. 

11. Die verwendete (n) Kunststoff]ei tung(en) — ist — sind — ... Meter 

lang und --- trägt tragen keine — folgende(s) Zulassunqszcichen: ... 


12. Im übrigen gab die Getränkeschankanlage zu — folgenden — keinen — Beanstandungen Anlaß: 


13. Die Anlage wuide am 


errichtet von 


den 


(U nl e rsdiri fl des P rü fcrs) 
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6 — 


Die Erlaubnis zum Hel rieb der Getränkeschankanlage wird nach Feststellung der vorschriftsmäßigen 
Beschaffenheit der Anlage hiermit erteilt. 


Be sch r ü nkungen, Bef ri stungen, AuI!n gen : 


Eine Zuwiderhandlung gegen folgende Auflage(n): ..... 

.. wird nach § 16 der 

Getränkeschankanlagen Verordnung in Verbindung mit §§ 147 und 148 der Gewerbeordnung bestraft.*) 

Die Verwaltungsgobühr beträgt .. DM, 


den 


*) Soll die Zuwiderhandlung gegen eine Auflage strafbar sein, so ist die Auflage im einzelnen zu bezeichnen. 
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(Durchschrift) 


Ni cdex schrift über die Abnahmeprüfung 

(gilt nicht für Getränkeautomaten) 


Anwesend: . 

1. Go tränk ca rf: 


2. Der Förden]ruck wird durch Kohlensäure — Flüssigkeitspumpe — .. 

erzeugt. 

3. Die Druckmesser haben eine Skaleneinteilung von . bis . atü und bei . atü 

Überdruck eine deutliche rote Marke. Sie können von der Schankstelle aus — durch Zwischendruck¬ 
messer — nicht — beobachtet werden. Sie geben zu — keinen — folgenden — Beanstandungen 
Anlaß: ... 


4. Zur Anlage gehören . Gctränkelei-tungen mit . Leitungsabzweigungen. 

Werkstoff der Leitungen . 

Die Getränkeleitungcn sind — nicht — vorschriftsmäßig verlegt und — nicht — laufend beziffert und 
haben einen inneren Durchmesser von . mm. 

5. Die Prüfvorrichtungen tragen die in der Beschreibung auf Seite 4 angegebene Kennzeichnung. Sie geben 

zu — keinen — folgenden — Beanstandungen Anlaß: . 


6. Die Kühlvorrichtung besteht aus zylindrisch — flach — gewickelten Schlangen mit — maschineller — 
Eis — Raum — Kühlung. 

7. Die Gelrünkcbehällcr werden im Keller — Erdgeschoß — Nebenraum — unter der Schankstelle auf¬ 
bewahrt. 

8. Die Schanks teile (n) und die Spülvorrichtung befinden sich für Gäste — nicht — sichtbar im . 


9. Druckminderer, Sicherheitsventile und Iüickschlagsicherungen tragen die in der Beschreibung auf Seite 4 
angegebene Kennzeichnung. Sie geben zu — keinen — folgenden — Beanstandungen Anlaß: . 


10. Die Kohlensüurcnasche(n) ist — sind — nicht -— befestigt und — nicht — gegen Wärmeeinwirkung 
geschützt. 

11. Die verwendete(n) KunsIstoff 1 eitung(en) — ist — sind — .. Meter 

lang und — trägt — tragen — keine — folgende(s) Zulassungszeichen’. . 


12. Im übrigen gab die Getränkeschankanlage zu — folgenden — keinen — Beanstandungen Anlaß: 


13. Die Anlage wurde am . errichtet von 


den 


(Unterschrift dos Prüfers) 
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Dm Erlaubnis zu in Siel rieh der Gei s önl;o.sd'irmküulo^e wird nach Feststellung der vorsduitisniäßigen 
Beschäl! Unheil der Anlage hierini! er!ei 11. 

Beschränkungen, Kcdrislungeti, Auflagen: ..... 


Eine Zuwiderhandlung gegen folgende AiuJagofii): 


.. wird nach § 16 der 

Ge trän'keschnnk«n Ja genvcrordnu n g in Ve» Bindung mit §§ 1*7 und 148 der Gewerbeordnung bestraft.’) 

Die VerwaHungsyebühr beträgt.... . . DM. 


den 


*) Soll uit: i-ii <• AiiII.via sliofisi. die i'm cjiv/:'lKf*n v.n biv/eidimiu. 
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Anzeige der Inbetriebnahme 
eines Getränkeautomaten 


., den 


An 


Beü\: Anzeige der Inh;.!.! e himiimo eines GLdidmkeamomaien 

Teil beeibsitiuige p johj*■ mi<'ri Gei ,dinke- : ;iHornaum in Be?lieb zu nehmen: 

All. des Antonia Ion: . 

CJtil rankeür!: . 

l ordei d : iuh wird fwene! dmuh: . 

Ar!, des ( Gl rnnkf.-brliuh ei s: . 

Ty [.XMilif’/tMehiiTtug: .. 

I leisi.e]her: ..... 

Heisl.eliungs jah r: .,. 

I feräUdliifigsmuiuner: .-. 

Zu lassungs-Zeichen mul Nummer: . 


Der Getränkcuiutoirml soll bei 


Ntimp'i 


h 

au!gestellt worden. 


iSurtite, Nr.) 


(Unterschrift) 


■ Kerne oder Fiy;via des Unternehmers in Blockschrift) 


i'Ort) 


(SliöJie.Nr.) 














































HZ 


ß und05,(jcs ot/ h I ci U, J ah j■ ga ; g 19G2 , Toi 1 i 
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Anzeige der Inbetriebnahme 
eines Getränkeautomaten 

(Durchschrift) 


den 


An 


in 


Be.tr.: Anzeige der lubelric-bnahme eines Getränkeautomaten 

Ich beabsichtige, folgenden Getränkeautomaten in Betrieb zu nehmen: 

Art des Automaten: . 

Getränkeart: . 

Fördern'ruck wird erzeugt durch: . 

Art des Gelränkebcliäliers: . 

T y pe n b e z ei c.h nun g: . 

Hersteller: . 

HersteJIunc/sjahr: . 

Hers t e 11 u n g s n u m m er: . 

Zulassungs-Zeichen und Nummer: .. 

Der Getränkeautomat, soll bet 


(Name) 


(Ort) 

auf gestellt werden. 


(Straße, Nr.) 


(Unterschrift) 


(Name oder Firma des Unternehmers in Blockschrift) 


(Ort) 


(Straße, Nr.) 
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Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zu einer wesentlichen Änderung 


den 


An 


in 


Befr.: Erlaubnis zu einer wesentlichen Änderung einer Getränkeschankanlage 

Ich beantrage, mir nach § 5 der Getränkeschankanlagenverordnung die Erlaubnis zu einer wesentlichen 
Änderung der seit dem . betriebenen Getränkeschank¬ 

anlage zu erteilen. 

1. In. der Anlage soll (er)) 


a) zusätzlich . Ge tränkelei tung(en) aus 

b) zusätzlich . Leitungsabzweigungen 

c) . Druckminderer 


Z ul.-Zeichen 
und Nummer 

Hersteller 

Herstellungsnummer 
und -jahr 

Typenbezeichnung 












i 






d) . Sicherheitsventile 


Z ul.-Zeichen 
und Nummer 

Hersteller 

i 

Herstellungsnummer 
und-jahr 

Typenbezeichnung 







i 




.:. i 







e) 


Prüfvorrichtung(en), Art, Zulassungszeichen und Nummer: 


eingebaut werden. 

2. Der Schanktisch soll ausgewechselt werden. 

3. Andere wesentliche Änderungen: . 


(Unterschrift) 


(Ort) 


(Straße, Nr,) 
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{Dux ch sch rif t) 


den 


An 


in 


Botr.: Erlmibnis /u einer wesentlichen Änderung einer Getränkeschankanlage 

Oie am .. beantragte Erlaubnis zu einer wesentlichen Änderung 

Ihrer in .. 

seit dem . betriebenen Getränkeschankanlage 

wird hiermit erteilt 


Beschränkungen, Befristungen, Auflagen: 


Eine Zuwiderhandlung gegen folgende Auflage(n): 


wird nach § 16 der Getränkeschankanlagenverordnung in Verbindung mit §§ 147 und 148 der Gewerbe¬ 
ordnung bestraft. *} 

Die Verwallungsgebühr beträgt .*. DM. 


den 


*) Soll die Zuwklerhamlhnjg gegen eine Ann<»cje slraihar sein, so ist die Auflage im einzelnen zu bezeichnen. 


i 
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— 9 — 

Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zu einer wesentlichen Änderung 

(Durchschrift) 

.. den . 

An 


in 


lieh'.: Erlaubnis zu einer wesentlichen Änderung einer Getränkeschankanlage 

Ich beantrage, mir nach § 5 der Getränkeschankanlagenverordnung die Erlaubnis zu einer wesentlichen 
Änderung der seit dem . betriebenen Getränkeschank¬ 

anlage zu erteilen. 

1. Tn der Anlage soll(cn) 

a) zusätzlich . Gelränkeleitung(en) aus ... 

b) zusätzlich . Leiiungsabzweigungen 

c) . Druck minderer 


Zul .-Zeichen 
und Nummer 

Hersteller 

Herstellungsnummer 
und -jahr 

Typenbezeichnung 


















d) . Sicherheitsventile 


Z ul.-Zeichen 
und Nummer 

Hersteller 

Herstellungsnummer 
und -jahr 

Typenbezeichnung 


















t) . Prüfvorridilungfen), Art, Zulassungszeichen und Nummer; 

eingebaut werden, 

2. Der Schank Lisch soll ausgowochselt werden. 

3. Andere wes cm Siche Änderungen: ... ... 


{Unterschrift.) 


(Ort) 


(Straße, Nr.) 
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den 


An 


in 


Batr.: Erlaubnis zu einer wesentlichen Änderung einer Getränkeschankanlage 


Die am . beantragle Erlaubnis zu einer wesentlichen Änderung 

Ihrer in. 

seit dem . betriebenen Getränkeschankanlage 


wird hiermit erteilt. 


Beschränkungen, Befristungen, Auflagen: 


Eine Zuwiderhandlung gegen folgende Auflage(n): 


wird nach § 16 der Getränkeschankanlagenverordnung in Verbindung mit §§ 147 und 148 der Gewerbe 
Ordnung bestraft.") 

Die Verwaltungsgebühr betragt . DM 


den 


*) Soll die Zuwiderhandlung gegen eine Anfluge strafbar sein, so isl die Auflage im einzelnen zu bezeichnen. 


Verwerk der Schriftleitung: „Die vorstehenden vier Seiten 
wiederholen sich 9mal, wobei jeweils die Vorderseite der Durch¬ 
schrift die Seitenzahl 11 bzw. 1 3, 15, 17, 19, 21, 23, 25, 27, die 
Rückseite die Seitenzahl 12 bzw. 14, 16, 13, 20, 22, 24, 26, 28 
trägt." 
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Bericht über eine Prüfung der Getränkeschankanlage 

1. A ii'wt)S(;ii(]: . 

2. Die GetränkescJumkanUuje war — nicht — in Betrieb, 

3. Wesentliche Änderungen wurden — nicht — festgestellt: 


4. Die Kohlensaurena.srhefn) warfen) — nicht — befestigt und — nicht — gegen Wärmeeinwirkung 
geschützt. 

5. Der —- die — Druckminderer mit Zulassungszcichcn und Nummer 

und der Herstellungsnummer . 

gab(en) zu --- keinen — folgendem — Beanstandungen Anlaß: 


G. Das — die — Sicherlieitsventilfe) mit Zuiassungszeichen und Nummer 


un d d cr I Je*.rste 11 un g s num mer 


gab(cn) zu — keinen -- folgenden — Beanstandungen Anlaß: 


7. Der - die - Druckmesser gab(en) zu — keinen — folgenden — Beanstandungen Anlaß: 


8. Die Gctränkcleitungen, Ansüchvorrichtungen und Getränkebehälter gaben zu keinen — folgenden — 
13 e an sta n d un gen An laß: 


9. Der schriftliche Nachweis der vorgeschriebenen Reinigung ist — nicht — vorschriftsmäßig geführt. 


10. Der Getränkeautomat und seine Zubehörteile gab(en) zu folgenden — keinen — Beanstandungen Anlaß: 


11. Die verwendete(n.) Kunststofflcilung(en) — ist — sind — . Meier 

lang und — trägt — tragen — keine — folgende(s) Zulassungszeichen: . 


12. Der Schanktisch — die Spülvorrichtung(en) — die Kühlanlage — die Getränkeleitungfen) — der Ge- 
tränkelagerraum —.warfen) — nicht — sauber: 


13. Im übrigen gab die Getränkeschankanlage zu — folgenden — keinen — Beanstandungen Anlaß: 


den 


(Unterschrift des Prüfers) 
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Raum für weitere Eintragungen 
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— 29 — 

Bericht über eine Prüfung der Getränkeschankanlage 

(Durchschrift) 

1. Anwesend: . 

2. Die Getränkeschankanlage war — nicht — in Betrieb. 

3. Wesentliche Änderungen wurden — nicht — festgestellt: 


4. Die Kohlensäureflasche(n) war(en) — nicht — befestigt und — nicht — gegen Wärmeeinwirkung 
geschützt. 


5. Der — die — Druckminderer mit Zulassungszeichen und Nummer 


und der Herstellungsnummer 


gab(en) zu — keinen — folgenden — Beanstandungen Anlaß: 


6. Das — die — Sicherheitsventil(e) mit Zulassungszeichen und Nummer 


und der Herstellungsnummer 


gab(en) zu — keinen — folgenden — Beanstandungen Anlaß: 


7. Der — die — Druckmesser gab(en) zu — keinen — folgenden — Beanstandungen Anlaß: 


8. Die Getränkeleitungen, Anstichvorrichtungen und Getränkebehälter gaben zu keinen — folgenden — 
Beanstandungen Anlaß: 


9. Der schriftliche Nachweis der vorgeschriebenen Reinigung ist — nicht — vorschriftsmäßig geführt. 


10. Der Getränkeautomat und seine Zubehörteile gab(en) zu folgenden — keinen — Beanstandungen Anlaß: 


11. Die verwendete(n) Kunststoffleitung(en) — ist — sind — .. Meter 

lang und — trägt — tragen — keine — folgende(s) Zulassungszeichen: . 


12. Der Schanktisch — die Spülvorrichtung(en) — die Kühlanlage — die Getränkeleitung(en) — der Ge¬ 
tränkelagerraum —...war(en) — nicht — sauber: 


13. Im übrigen gab die Getränkeschankanlage zu — folgenden — keinen — Beanstandungen Anlaß: 


den 


(Unterschrift des Prüfers) 
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— 30 — 

Nachprüfungen 


Vermerk der Sehr if Heilung: „Die vorstehenden Seiten wieder¬ 
holen sich 9mal, wobei jeweils die Vorderseite der Durch¬ 
schritten die Seitenzahl 31 bzw. 33, 35, 37, 39, 41, 43, 45, 47, die 
Rückseite die Seitenzahl 32 bzw . 34, 36, 38, 40, 42, 44, 46, 48 
trägt.“ 






































































Nr. 35 


Tag der Ausgabe: Bonn, den 24. August 1962 


589 


— 49 — 

Reinigungsnachweis 


Tag der 

R einigung 

Bezeichnung der gereinigten 

G e 1 r ä 11 k e I e i t u n g e n (Nr.) 

Art der Reinigung 

Unterschrift 



























































... 












. 



. 
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Reinigungsnachweis 


Tag den 
Reinigung 

Bezeichnung der gereinigten 

Geträ n k e 1 eitungcn (Nr.) 

Art der Reinigung 

Unterschrift 






























































































Vermerk der SchriUlcitang: „Die vorstehenden zwei Seilen 
wiederholen sieh 7mal jeweils mit den Seiten 51 hzw. 52, 53, 54, 
55, 56, 57, 53, 59, 60, 61, 62, 63, 64." 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu §§ 1 bis 70 des baden-württembergischen Gesetzes über die GemeindegericMsbarkeit 


Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 9. Mai 1962 — 2 BvL 13/60 — in dem Verfahren 
wegen 

verfassungsrecht!idier Prüfung der §§ 1 bis 70 des 
baden-würUembergischen Gesetzes über die Ge¬ 
meinde ge rieh tsbarkei 1; vom 7. Mürz 1960 (Gesetz¬ 
blatt für Baden-Württemberg S. 73) 

auf Antrag 

des Amtsgerichts Kehl 

wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht,zuletzt geändert durch 

Bonn, den 8. August 1962 


das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1665), nachfolgend der Entscheidungssatz ver¬ 
öffentlicht: 

§11 Absatz 1 Satz 2 des baden-württembergischen 
Gesetzes über die Gemeindegerichtsbarkeit vom 
7. März 1960 (Gesetzblatt S. 73) ist mit Artikel 97 
Absatz 2 des Grundgesetzes unvereinbar und des¬ 
halb nichtig. Im übrigen sind die §§ 1 bis 70 des 
Gesetzes über die Gemeindegerichtsbarkeit mit 
dem Grundgesetz vereinbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Strauß 


Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Gesetz über das Kreditwesen 


Aus dem Urteil dos Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Juli 1962 — 2 BvF 4 - 5/61 - 2 BvF 1 - 2/62 — 
in dem Verfahren wegen 

verfassungsrechtlicher Prüfung des Gesetzes über 
das Kreditwesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetz¬ 
blatt IS. 881) 

auf Antrag 

1. der Landesregierung des Landes Nordrhein- 
Westfalen, 

2. des Senats der Freien Hansestadt Bremen, 

3. der Landesregierung des Landes Hessen, 

Bonn, den 8. August 1962 


4. der Landesregierung des Landes Rheinland- 
Pfalz 

wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1665), nachfolgend der Entscheidungssatz 
veröffentlicht: 

Das Gesetz über das Kreditwesen vom 10. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 881) ist mit dem Grund¬ 
gesetz vereinbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 


Der Bundes minister der Justiz 
In Vertretung 
Strauß 


Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 9 Abs. 1 des Fremdrentengesetzes 


Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Juli 1962 -- 2 BvL 15 - 16/61 — in dem Ver¬ 
fahren wegen 

verfassungsrechtlicher Prüfung des § 9 Abs. 1 des 
Fremdrentengesetzes in der Fassung von Ar¬ 
tikel 1 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes vom 25. Februar 1960 (Bun¬ 
desgesetzbl. I S. 93) 
auf Antrag 

des Sozialgerichls Münster (Westfalen) 
wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert 

Bonn, den 8. August 1962 


durch das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1665), nachfolgend der Entscheidungs¬ 
satz veröffentlicht: 

§ 9 Absatz 1 des Fremdrentengesetzes in der Fas¬ 
sung von Artikel 1 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrenten-Neuregelungsgesetzes vom 25. Fe¬ 
bruar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 93) ist mit dem 
Grundgesetz vereinbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 


Der Bundes minister der Justiz 
In Vertretung 
Strauß 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 21 des Straßenverkehrsgesetzes 


Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 25. Juli 1962 — 2 BvL 4/62 — in dem Verfahren 
wegen 

verfassungsrechtlicher Prüfung der §§ 6, 21 und 27 
des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsge¬ 
setzes und des Gesetzes zur Sicherung des Stra¬ 
ßenverkehrs vom 16. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 709) und des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Verkehrsrechts und Verkehrs¬ 
haftpflichtrechts vom 16. Juli 1957 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 710) 
auf Antrag 

des Amtsgerichts Krefeld 

wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert durch 

Bonn, den 8. August 1962 


das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1665) nachfolgend der Entscheidungssatz 
veröffentlicht: 

§ 21 des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. Dezem¬ 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) in der Fassung 
des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflichtrechts 
vom 16. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 710) ist mit 
dem Grundgesetz vereinbar, soweit er Zuwider-, 
handlungen gegen die über den Straßenverkehr 
zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit auf 
den öffentlichen Wegen oder Plätzen erlassenen 
Rechtsverordnungen mit Strafe bedroht. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Strauß 


Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 49 der Straßenverkehrs-Ordnung 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 25. Juli 1962 — 2 BvR 355/62 - 2 BvR 174/62 — 
in dem Verfahren über Verfassungsbeschwerden 
wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1665), nachfolgend der Entscheidungs¬ 
satz veröffentlicht: 

§ 49 der Straßenverkehrs-Ordnung in der Fas¬ 
sung der Verordnung zur Änderung der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung und der Straßen¬ 
verkehrs-Ordnung vom 24. August 1953 (Bundes¬ 
gesetzbl.! S. 1131) und der Bekanntmachung der 
Straßenverkehrs-Ordnung vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1166, 1201) und vom 29. März 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 271, 327) verstößt gegen 
Artikel 103 Absatz 2 und Artikel 104 Absatz t 
Satz 1 des Grundgesetzes und ist daher nichtig. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 

Bonn, den 8. August 1962 

Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Strauß 
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